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Beridit 

über den ersten Teil der 16. Sitzungsperiode der Vers ammlun g 
der Westeuropäischen Union am 1. und 2. Juni 1970 in Paris 


Die für vier Sitzungstage vorgesehene Sitzung 
der WEU-Versammlung mußte auf zwei Tage ver- 
kürzt werden, da fast alle nationalen Delegationen 
durch Verpflichtungen in den Parlamenten oder im 
Wahlkampf ihrer Heimatländer zu vorzeitiger Rück- 
kehr gezwungen waren. Die Debatten und Abstim- 
mungen konnten deshalb nur zum Teil durchgeführt 
werden. Bei der statutengemäßen Neuwahl des Prä- 
sidiums wurde der belgische Sozialist Georges 
Housiaux in seinem Amt bestätigt, zum deutschen 
Vizepräsidenten wurde Frau Abg. Klee (CDU) ge- 
wählt. Die Wahlen der Vorsitzenden der Ausschüsse 
wurden auf den Herbst vertagt. 

Zu Beginn der Tagung legte der amtierende Rats- 
vorsitzende der Westeuropäischen Union, Außen- 
minister Scheel, den Jahresbericht des Ministerrats 
vor und betonte, daß die erfreulichsten Ergebnisse 
des letzten Jahres die Rückkehr Frankreichs in den 
Rat und die Wiederbelebung der europäischen Eini- 
gung durch die Haager Gipfelkonferenz gewesen 
seien. Auch die Beziehungen zwischen dem Rat und 
der Versammlung hätten sich zu vertrauensvoller 
Zusammenarbeit entwickelt. Als deutscher Außen- 
minister fühle er sich verpflichtet zu erklären, daß 
die Bundesregierung der Westeuropäischen Union 
immer eine große Bedeutung beigemessen habe, daß 
ihr aber die Konsolidierung der Zusammenarbeit 
mit dem Westen im Augenblick besonders wertvoll 
erscheine, da diese eine wesentliche Voraussetzung 
für die deutsche Außenpolitik Osteuropa gegenüber 
sei. 

Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses 
nahm Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) Stellung zum 
Jahresbericht des Rates und bedauerte, daß dieser 
verspätet vorgelegt worden sei, was sich allerdings 


mit der krisenhaften Situation im Rat selbst ent- 
schuldigen lasse; er hoffe, daß der nächste Bericht 
präzisere Auskünfte über die Anliegen gebe, die 
die Versammlung in ihren Empfehlungen und Ent- 
schließungen an den Ministerrat herantrage, um die 
politische Beschlußfassung zu bereichern. 

Im Anschluß an seinen Bericht beantwortete Bun- 
desminister Scheel eine Reihe von Fragen, die von 
Mitgliedern der Versammlung, u. a. auch von den 
Abgeordneten Blumenfeld (CDU/CSU) und Dr. 
Schulz (SPD), an ihn gestellt wurden; er vertrat die 
Meinung, daß der Ministerrat der EWG zu politi- 
scher Zusammenarbeit bereit sei, und zwar in Form 
von Konsultationen mit einem Minimum von Insti- 
tutionen; das Fernziel bleibe aber die politische 
Union Europas. In welcher Weise die vier beitritts- 
willigen Länder eingeschaltet werden können, stehe 
noch nicht fest; im Rahmen der WEU könne das des- 
wegen nicht geschehen, weil ihr drei von vier Aspi- 
ranten nicht angehören; bis der Beitritt vollzogen 
sei, solle die WEU allerdings ihre Bemühungen um 
die Vorbereitung der politischen Einigung fortset- 
zen. Während der Dauer der Beitrittsverhandlungen 
würden die beitrittswilligen Regierungen unterrich- 
tet werden, so daß ihre Auffassungen in die Bera- 
tungen einbezogen werden könnten. Ein Bericht über 
die Möglichkeiten der politischen Zusammenarbeit 
würde aber entsprechend den Beschlüssen von Den 
Haag allein im Ministerrat der EWG ausgearbeitet. 
Die Entwicklung der Lage im Mittelmeer werde so- 
wohl von der WEU wie von der NATO genau be- 
obachtet und Gegenmaßnahmen seien auch schon 
eingeleitet worden, dagegen habe der Rat der WEU 
nicht die Absicht, in der Griechenland-Frage aktiv 
zu werden. 
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Zu einem Bericht der politischen Kommission über 
die politischen Konsequenzen der neuen europäi- 
schen Bemühungen, die seit der Konferenz von Den 
Haag sowohl bei den Regierungen wie bei den 
europäischen Institutionen erkennbar geworden 
sind, erklärte Abg. Dr. Schulz (Berlin), er halte eine 
Erweiterung der WEU und ihre immer engere Zu- 
sammenarbeit mit den Gemeinschaften für notwen- 
dig, die vielleicht in ferner Zukunft zu einer Fusion 
der beiden Institutionen führen könne. Wahrschein- 
lich werde man mit einer ziemlich langen Übergangs- 
zeit rechnen müssen, aber er hoffe, daß die Ungeduld 
der Parlamentarier sich gegen jede vermeidbare 
Verzögerung entschieden wenden werde. Die Kon- 
zeption einer europäischen Wirtschafts- und Wäh- 
nmgsunion sei zweifellos sehr ermutigend, er könne 
sich jedoch nicht vorstellen, wie sie ohne die Gesetz- 
gebungs- und Kontrollbefugnis demokratisch-parla- 
mentarischer Organe funktionieren könne. Das Pro- 
blem der Verminderung der amerikanischen Trup- 
penstärke in Europa werde in absehbarer Zeit so 
akut werden, daß unseren Regierungen gar nichts 
anderes übrig bleibe, als sich auf Formen der Zu- 
sammenarbeit zu einigen, die ein gemeinsames poli- 
tisches Verantwortungsgefühl zur Voraussetzung 
haben müssen. Den zehn Staaten der erweiterten 
Gemeinschaft sei die Aufgabe gestellt, von der Zu- 
sammenarbeit über die Integration als endgültiges 
Ziel die Föderation zu erreichen, 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) als Vorsitzender des 
Ausschusses widersprach einem britischen Redner, 
der gemeint hatte, die EWG und das Europäische 
Parlament würden sich während und nach den Bei- 
trittsverhandlungen so viel mit wirtschafts- und 
währungspolitischen Dingen zu beschäftigen haben, 
daß die Frage der politischen Union keine wichtige 
Rolle spielen werde; seiner Meinung nach sei es 
gerade die Aufgabe der WEU, die Regierungen 
immer wieder mit Entschiedenheit darauf hinzuwei- 
sen, wie notwendig auch eine gemeinsame Außen- 
und Verteidigungspolitik sei. 

In seinem Beitrag zur Debatte über die euro- 
päische Zusammenarbeit auf wissenschaftlichem und 
technologischem Gebiet beklagte Abg. Richter (SPD), 
wie wenig befriedigend die von Parlamentariern, 
Wissenschaftlern und Industriellen vielfach unter- 
nommenen Versuche zu gemeinsamer Planung, For- 
schung und Entwicklung bisher verlaufen seien; 
das gelte ebenso für die Flugzeugindustrie wie für 
den Raketenbau. Von dieser europäischen Zusam- 
menarbeit werde es äbhängen, ob es zu einer Be- 
teiligung am amerikanischen Forschungsprogramm 
kommen könne. Ziel dieser Zusammenarbeit müsse 
der Austausch der wissenschaftlichen und techni- 
schen Erkenntnisse und die Entwicklung einer euro- 
päischen Arbeitsteilung sein; er hoffe, daß die kom- 
mende europäische Raumfahrtkonferenz diese Wün- 
sche berücksichtige. 

Abg. Frau Dr. Walz (CDU/CSU) sprach zu einem 
der Versammlung vorgelegten Bericht über euro- 


päische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Oze- 
anographie und forderte zu einer ernsthaften Prü- 
fung der Anregung von Präsident Nixon auf, daß 
alle Küstenstaaten auf ihre territorialen Ansprüche 
auf den Meeresboden jenseits des Kontinentalpla- 
teaus verzichten und sich auf eine gemeinsame Nut- 
zung einigen sollten; der Meeresboden biete riesige 
Bodenschätze, die der ganzen Menschheit zugute 
kommen könnten. Außerdem sollten die Europäer 
einem von den Amerikanern und Sowjetrussen 
vorgelegten Vertragsentwurf zustimmen, der die 
Freihaltung des Meeresbodens von Massenver- 
nichtungswaffen vorsieht. (Empfehlung 196 betr. 
die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Ozeanographie ist im Anhang beigefügt.) 

Zu einem Bericht des Ausschusses für die Bezie- 
hungen zu den nationalen Parlamenten erklärte 
Abg. Dr. Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU), daß 
eine Abstimmung zwischen den Arbeiten der natio- 
nalen Parlamente und der WEU- Versammlung für 
beide Teile von großem Nutzen sei; es seien bereits 
erfreuliche Ergebnisse erzielt worden, eine bessere 
Abstimmung der gemeinsamen Ziele und eine bes- 
sere gegenseitige Information sei aber immer noch 
denkbar; vor allem hätten sich die Versuche zur 
Kontaktaufnahme zwischen den Ausschüssen als 
sehr fruchtbar erwiesen. Die Vereinheitlichung der 
Gesetzgebung in den Mitgliedsländern, soweit sie 
europäische Fragen betrifft, könnte noch wesentlich 
verbessert werden. 

Zum Thema Rüstungskontrolle meinte Abg. Drae-' 
ger (CDU/CSU), es sei zwar wünschenswert, daß die 
WEU-Staaten auf die USA und die Sowjetunion im 
Sinne einer vertraglichen Kontrolle der Rüstungen 
einwirkten, aber bisher sei diese immer am Nein der 
Sowjets gescheitert. Was den viel diskutierten Trup- 
penabzug der Amerikaner aus Europa angehe, so 
halte er es für taktisch falsch, davon viel Aufhebens 
zu machen, solange die Verhandlungen über einen 
gleichzeitigen Abzug der Truppen zwischen den 
beiden Großmächten noch im Gange seien. 

Als Berichterstatter des Politischen Ausschusses 
legte Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) einen großan- 
gelegten Bericht über die Abstimmimg der Politik 
der WEU-Staaten gegenüber Osteuropa vor; er 
ging in seinen mündlichen Ausführungen davon aus, 
daß Verhandlungen nur dann sinnvoll sein könnten, 
wenn sie sich auf ein Minimum gemeinsamer Werte 
und Interessen stützen könnten; bei den Gesprächen 
zwischen Bonn und Warschau könne man dieses 
Minimum gemeinsamer Interessen voraussetzen, in 
den Gesprächen zwischen Bonn und Moskau gehe es 
um den Abschluß eines Gewaltverzichtsabkommens, 
d. h. beide Partner seien überzeugt, daß es weiterhin 
strittige Probleme zwischen ihnen geben werde, die 
jedoch nicht mit Gewalt zu lösen versucht werden 
sollten; eines dieser Probleme sei die Rolle Berlins, 
hier sei in der Bundesrepublik Deutschland aller- 
dings niemand zu territorialen Verzichten bereit. In 
den Gesprächen von Erfurt und Kassel habe es sich 
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seiner Meinung nach erwiesen, daß dieses Minimum 
von gemeinsamen Interessen zwischen den beiden 
deutschen Staaten noch nicht vorhanden sei. Was 
die von Moskau vorgeschlagene europäische Sicher- 
heitskonferenz betreffe, so müsse man sich zunächst 
über die fundamentalen Unterschiede der Vorstel- 
lungen klar werden, die beide Seiten mit dem 
Begriff Entspannung verbinden; während man im 
Westen glaubt, etwas Vernünftiges erreichen zu 
können, das allen Menschen zugute komme, denke 
man im Osten in erster Linie an wirtschaftliche Vor- 
teile, die sich aus einer Kooperation mit den west- 
lichen Industriestaaten ergeben könnten, außerdem 
rechneten die Sowjets mit einer allmählichen Auf- 
lösung des NATO-Bündnisses; die berühmte Bresch- 
new-Doktrin habe erwiesen, wie wenig Moskau zur 
Aufgabe seiner Position bereit sei. Deshalb halte er 
eine schnelle und unwiderrufliche politische Orga- 
nisation um den Kern einer integrierten Verteidi- 
gungsgemeinschaft für die entscheidende Voraus- 
setzung, um vertretbare Entspannungsgespräche mit 
dem Osten führen zu können. 

In seinem Schlußwort zu dieser Debatte hob der 
Ausschußvorsitzende Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) 
hervor, daß eine Vielzahl bilateraler Kontakte mit 
den Ländern des Ostblocks nur dann von Nutzen 
sei, wenn diese auf multilateraler europäischer Basis 
zu einem Netz zusammengebunden würden. Das 
Problem der Teilung Europas bleibe das Problem 
der Teilung Deutschlands; eine Harmonisierung der 
westeuropäischen Politik gegenüber der Sowjet- 
union sei nur bei Anerkennung dieser Tatsache 
denkbar. Leider vermisse er im Westen die wirk- 
lichen Ideale und Zielsetzungen und jene Dynamik, 
die eine gemeinsame Haltung erzwingen könnten. 
(Die Empfehlung 198 über die Abstimmung der 
Politik der WEU-Länder gegenüber Osteuropa ist 
im Anhang beigefügt.) 


Bonn, den 15. Juni 1970 


Dr. Schulz (Berlin) Blumenfeld 

Der Vorsitzende Der stellv. Vorsitzende 


Ein Schreiben des Präsidenten der WEU-Ver- 
sammlung, M. Housiaux, an den Herrn Bundestags- 
präsidenten mit den von der Versammlung zur 
Weiterleitung an die nationalen Parlamente aus- 
gewählten Texten sind in deutscher Übersetzung 
als Anlage beigefügt. 


Dnichsacfae Vl/981 
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Anlage 


(Übersetzung) 

Versammlung der Westeurapäischen Union 

43, av. du President Wilson, Paris 1^, Caraot 08-00, Uneurop-Paris 


Der Präsident 


Paris, den 6. Juni 1970 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Herrn Kai-Uwe von Hassel 

Bonn 


Sehr geehrter Herr Präsdentl 

Idi beehre mich. Ihnen hiermit die Texte von zwei Empfehlungen zu 
übersenden, die von der Versammlung der Westeuropäisdien Union 
während des Ersten Teils ihrer 16. Ordentlichen Sitzungsperiode 
vom 3, bis 5. Juni 1970 in Paris angenommen wurden: 

Empfehlung Nr. 196 betr. die europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Ozeanographie 

Empfehlung Nr. 198 betr. die Abstimmung der Politik der WEU- 
Länder im Hinblick auf Osteuropa 

Diese Texte dürften für Ihr Parlament von Interesse sein. Die Ver- 
sammlung brachte den Wunsch zum Ausdruck, daß sie zum Gegen- 
stand von Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Aus- 
schüssen gemacht würden. 


Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung 

GEORGES HOUSIAUX 
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Empfehlung 196 

betr. die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ozeanographie 
angenommen von der Versammlung der Westeuropäischen Union am 2. Juni 1970 


Die Versammlung, 

ist sich der sowohl in den Vereinigten Staaten wie 
in der UdSSR erzielten raschen Fortschritte auf den 
Gebieten der Ozeanographie, der Meteorologie und 
der dazu gehörigen technischen Verfahren ein- 
schließlich der Anwendungssatelliten bewußt; 

ist der Auffassung, daß die Aufstellung eines 
europäischen Programms für diese Gebiete es Euro- 
pa ermöglichen würde, seinen Platz im internatio- 
nalen Jahrzehnt der ozeanographischen Forschung 
zu behaupten, daß es die Verwirklichung eines euro- 
päischen Raumfahrtprogramms fördern und zu einem 
beachtlichen Fortschritt im Fernmeldeverkehr und 
Computerbau, womit sich zur Zeit die Aigrain- 
Gruppe befaßt, führen würde; 

befürchtet, daß das zu bescheiden und zu langsam 
konzipierte Programm der Aigrain-Gruppe keine 
funktionierende europäische Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Ozeanographie sowie auf anderen 
technischen Gebieten ermöglichen wird; 

ist sich der großen Möglichkeiten bewußt, die sich 
aus der Erschließung der Hilfsquellen des Meeres, 
aus neuen technischen Verfahren der Erdölgewin- 
nung und aus der Nutzbarmachung weiterer Boden- 
schätze sowie neuer Methoden der Fischzucht er- 
geben; 

hat die deutschen und britischen Pläne zum Auf- 
bau eines Systems von Wetterbeobachtungssatelli- 
ten auf nationaler Ebene zur Kenntnis genommen; 


empfiehlt dem Rat, 

1. darauf zu achten, daß der Aigrain-Gruppe für die 
Aufstellung eines Aktionsplanes zur Entwicklung 
der ozeanographischen Technik und zum Kampf 
gegen die Verschmutzung eine Frist gesetzt wird 
und daß die Regierungen einen genauen Zeitplan 
für die Verwirklichung dieser Zielsetzungen fest- 
legen; 

2. die Koordinierung europäischer Tätigkeitsbe- 
reiche im Rahmen des internationalen Jahrzehnts 
zu fördern; 

3. die britische und deutsche Regierung aufzufor- 
dern, in das obenerwähnte europäische Projekt 
ihre nationalen Pläne zum Aufbau eines Systems 
von Wetterbeobachtungssatelliten einzufügen; 

4. im Rahmen dieses Projekts den Bau eines Satel- 
litennetzes zur Erforschung der Bodenschätze 
des Meeres und Erdbodens zu planen und die 
europäische Raumfahrtorganisation aufzufordern, 
ein solches Netz aufzubauen; 

5. die europäischen Regierungen erneut darauf hin- 
zuweisen, daß nur eine enge Koordinierung ihrer 
Bemühungen ihr wissenschaftliches Potential voll 
zur Geltung kommen läßt und somit Europa einen 
besseren Zugang zu den Hilfsquellen des Meeres 
verschafft; 

6. die Angleichung der einzelstaatlichen Rechtsvor- 
schriften mit dem Ziel einer gemeinsamen euro- 
päischen Gesetzgebung hinsichtlich der Ver- 
schmutzung des Meerwassers und des Wassers 
im allgemeinen zu fördern. 
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Empfehlung 198 

betr. die Abstimmung der Politik der WEU-Länder gegenüber Osteuropa 
angenommen von der Versammlung der Westeuropäischen Union am 3. Juni 1970 


Die Versammlung, 

ist sich der Tatsache bewußt, daß zu beiden Seiten 
des Eisernen Vorhanges ein echtes Entspannungs- 
bedürfnis besteht, dessen Motive jedoch grundver- 
schiedener Natur sind; 

betont, das bis zur Stunde kein Anzeichen dafür 
vorhanden ist, daß die Ostblockländer zu ernst- 
haften Verhandlungen über beiderseitige Rüstungs- 
beschränkungen bereit wären; 

sieht in gewissen Entspannungsmerkmalen östlich 
des Eisernen Vorhanges nur eine Anpassung an 
sozialpolitische Notwendigkeiten und keinen Gesin- 
nungswandel in Richtung auf eine echte Liberali- 
sierung, wie er in einer Reform des Kommunismus 
in der Tschechoslowakei vor der Invasion vom 
August 1968 spürbar wurde; 

billigt jedoch sämtliche Gespräche und Verhand- 
lungen mit den kommunistischen Ländern, soweit 
sie von westlicher Seite mit Nüchternheit und vor 
allem ohne vorherige Verpflichtungen geführt 
werden; 

begrüßt die Bemühungen der Bundesrepublik 
Deutschland um den Abschluß konkreter Abkom- 
men mit Moskau, Warschau und Ostberlin und sieht 
auf jeden Fall im Ergebnis dieser Bemühungen einen 
deutlichen Beweis für das Interesse an der möglichen 
Einberufung einer europäischen Sicherheitskonfe- 
renz in naher Zukunft; 

hält es insbesondere für notwendig, daß die Mit- 
gliedstaaten der WEU und ähnlicher Bündnisse, 
die für kollektive Sicherheit verantv/ortlich sind. 


gemeinsam ihre konkreten Ziele hinsichtlich der 
Entspannung zum Ausdruck bringen; 

bekräftigt ihre Überzeugung, daß rasche und 
unwiderrufliche Fortschritte in Richtung auf eine 
politische Integration Europas weiterhin notwendig 
sind; 

ist der Auffassung, daß dieses Ziel mit Hilfe der 
WEU am besten erreicht würde; 

empfiehlt dem Rat, 

1. vordringlich zu prüfen, wie gleichzeitig mit den 
Verhandlungen über die Erweiterung der Ge- 
meinschaften eine starke integrierte, den der- 
zeitigen Notwendigkeiten und Zukunftsaussich- 
ten angepaßte Europäische Verteidigungsgemein- 
schaft geschaffen werden kann; 

2. darauf zu achten, daß bei einer möglichen euro- 
päischen Sicherheitskonferenz zumindest die 
WEU-Staaten eine einheitliche Auffassung ver- 
treten, um zu verhindern, daß der Ostblock auf 
dem Umwege bilateraler Angebote und Abkom- 
men die Solidarität des freien Europas unter- 
graben und zerstören kann; 

3. zu verhindern, daß die Warschauer Pakt-Länder 
aus einer europäischen Sicherheitskonferenz Vor- 
teile erhalten, ohne ihrerseits bindende und die 
Kontrolle der Rüstungs- und Truppenbeschrän- 
kung betreffende Verpflichtungen eingehen; 

4. darauf zu bestehen, daß die nordamerikanischen 
Mitglieder des westlichen Bündnisses an einer 
solchen Konferenz im gleichen Maße beteiligt 
werden wie die Sowjetunion. 
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